
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 25. Oktober 2012 

 
 

Mandantenbrief November 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Die E-Bilanz kommt - Übergangsfrist endet 2012 
· Bundesgerichtshof zur Unwirksamkeit von Klauseln in Lebens- und Rentenversiche-

rungsverträgen 
 

Einkommensteuer 

· Geschenke an Geschäftsfreunde 
· Höchstbetrag für häusliches Arbeitszimmer bei gemeinschaftlicher Nutzung durch Ehegat-

ten 
 

Lohn und Gehalt 

· Befristung des Urlaubsabgeltungsanspruchs 

· Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale - Startschreiben  
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November und Dezember 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 12.11.2012 10.12.2012 
Umsatzsteuer 12.11.20122 10.12.20123 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 10.12.2012 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.12.2012 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

15.11.2012 13.12.2012 

9.11.2012 7.12.2012 

Gewerbesteuer 15.11.2012 Entfällt 
Grundsteuer 15.11.2012 Entfällt 
Ende der Schonfrist   Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

19.11.2012 
 

12.11.2012 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung6 28.11.2012 21.12.2012 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 
Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen 
worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.11./19.12.2012) an die jeweili-
ge Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Allgemeines 
Die E-Bilanz kommt - Übergangsfrist endet 2012 
Bundessteuerberaterkammer, Pressemitteilung vom 25.09.2012 

Die Zeit drängt. Für Wirtschaftsjahre ab dem 01.01.2013 muss die Einreichung der Jahresabschluss-
bilanz in elektronischer Form erfolgen. Den 1,35 Millionen betroffenen Unternehmen bleibt nur noch 
wenig Zeit, die notwendigen Umstellungen in Buchhaltung und IT vorzunehmen. 

Zwar wurde die E-Bilanz bereits mit Beginn 2012 eingeführt, doch die Finanzverwaltung erließ eine 
generelle Nichtbeanstandungsregelung. Dies ermöglicht die Einreichung der Bilanz für das Wirt-
schaftsjahr 2012 noch im Papierformat. Für das Jahr 2013 wird die Abgabe einer E-Bilanz zur Pflicht. 
Deshalb "müssen bilanzierungspflichtige Unternehmen jetzt mit der Umstellung beginnen", mahnt 
Horst Vinken, Präsident der Bundessteuerberaterkammer. 

 
Bundesgerichtshof zur Unwirksamkeit von Klauseln in Lebens- und Rentenversicherungsver-
trägen 
Bundesgerichtshof, IV-ZR-202/10, Pressemitteilung vom 17.10.2012 

Der für das Versicherungsvertragsrecht zuständige IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat in einem 
weiteren Verfahren über die Wirksamkeit von Versicherungsbedingungen u.a. betreffend die Rück-
kaufswerte, den Stornoabzug sowie die Verrechnung von Abschlusskosten (sog. Zillmerung) ent-
schieden. Betroffen sind Klauseln in Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Kapital-
Lebensversicherung, die aufgeschobene und die fondsgebundene Rentenversicherung für den Fall 
der Kündigung sowie der Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung.  

 
Mietermodernisierungen verbessern Wohnwert einer Wohnung 
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass vom Mieter rechtmäßig durchgeführte Modernisierun-
gen bei der Frage, ob eine später vom Vermieter durchgeführte Baumaßnahme eine Wohnwertver-
besserung darstellt, berücksichtigt werden müssen. 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall wurde die Wohnung ursprünglich mit Kohleöfen beheizt. Der 
Rechtsvorgänger des aktuellen Vermieters erlaubte dem damaligen Mieter, die Ofenheizung auf eige-
ne Kosten durch eine Gasetagenheizung zu ersetzen. Bei der späteren Neuvermietung zahlte der 
neue Mieter an seinen Vorgänger eine Ablösesumme für die Heizung. Der aktuelle Vermieter forderte 
später den Mieter auf, den Anschluss der Wohnung an die nun vorhandene Gaszentralheizung zu 
dulden. Er begründete dies mit einer Energieeinsparung und einer Wohnwertverbesserung gegenüber 
dem ursprünglichen Zustand der Wohnung. Zudem kündigte er eine Mieterhöhung an. Der Mieter 
stimmte der Modernisierung nicht zu. 
In seiner Entscheidung stellt das Gericht darauf ab, dass es bei der Beurteilung der Modernisierung 
auf den gegenwärtigen und nicht auf den vom Vermieter ursprünglich zur Verfügung gestellten Zu-
stand der Wohnung ankommt. Lediglich vom Mieter vertragswidrig vorgenommene bauliche Verände-
rungen blieben unberücksichtigt. Ein Vermieter verhielte sich nämlich widersprüchlich, wenn er einer-
seits dem Mieter erlaube, auf eigene Kosten eine Modernisierung durchzuführen, aber andererseits 
diese rechtmäßigen Maßnahmen bei einer späteren Modernisierung unberücksichtigt lassen will. 
Vermieter sollten vor jeder Zustimmung zur Mietmodernisierung durch ihre Mieter bedenken, welche 
Investitionen sie selbst künftig tätigen wollen. 

 
Einkommensteuer 
Geschenke an Geschäftsfreunde 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 
· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 EUR netto ohne Umsatzsteuer 

pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 
· Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 

Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 EUR betragen. 



 
· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers 

vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag 
von 35 EUR oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese 
Personen insgesamt nicht abzugsfähig. Außerdem unterliegt der nichtabzugsfähige Nettobetrag dann 
noch der Umsatzsteuer. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Ge-
schenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und 
Zugaben“ eingerichtet werden. 
Hinweis: Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die 
Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine Besteu-
erung mit dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu gewährleisten, ist die Pauschalierung 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwen-
dung 10.000 EUR übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um diese Gren-
ze prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung dieser 
Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten: 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 

innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch 
zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde 
und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 EUR) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze von 
35 EUR pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. Die 
Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die Aufwendungen 
für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. 

· Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die 
Pauschalierung anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 
 

Nachträgliche Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
Der Bundesfinanzhof hält an seiner bisherigen Rechtsprechung zur beschränkten Abziehbarkeit von 
Schuldzinsen bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht mehr fest. 
Schuldzinsen für Darlehen, die ursprünglich zur Finanzierung von Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten einer zur Vermietung bestimmten Immobilie aufgenommen wurden, können auch nach Veräu-
ßerung der Immobilie als nachträgliche Schuldzinsen abgezogen werden. Voraussetzung ist, dass der 
Veräußerungserlös nicht ausreicht, um die Darlehensverbindlichkeiten zu tilgen. 
 

Höchstbetrag für häusliches Arbeitszimmer bei gemeinschaftlicher Nutzung durch Ehegatten 
Finanzgericht Baden-Württemberg, Außensenate Freiburg, 3-K-447/12, Urteil vom 12.07.2012 

1. Der Höchstbetrag für ein häusliches Arbeitszimmer ist objekt- und nicht personenbezogen, so 
dass Ehegatten, die gemeinsam ein häusliches Arbeitszimmer nutzen, den Höchstbetrag je-
weils nur anteilig und insgesamt nur einmal geltend machen können. 

2. Die verfassungsrechtlich zulässige Typisierung knüpft lediglich an die bewusste Willensent-
scheidung der Steuerpflichtigen an. Auf die geltende Rechtslage (und Rechtsprechungslage) 
konnten (und können) sich die Steuerpflichtigen bei ihren Dispositionen einrichten. Es besteht 
verfassungsrechtlich kein Anspruch darauf, dass der Gesetzgeber alle möglichen Handlungs-
alternativen eines Steuerpflichtigen vollkommen gleich behandelt. 

 



 
Lohn und Gehalt 
Befristung des Urlaubsabgeltungsanspruchs 
Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertra-
gung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in 
der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der Übertragung muss der 
Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres gewährt und genommen werden. 
Diese Befristung galt nach bisheriger Rechtsprechung grundsätzlich auch für den Anspruch auf Abgel-
tung des Urlaubs, weil der Abgeltungsanspruch als Ersatz (Surrogat) für den wegen der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses nicht mehr realisierbaren Urlaubsanspruch verstanden wurde. Dieser An-
spruch ist allerdings dann nicht wie der Urlaubsanspruch befristet, wenn der Arbeitnehmer über den 
Übertragungszeitraum hinaus arbeitsunfähig ist. 

Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkmale - Startschreiben zum erstmaligen Abruf der elekt-
ronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale durch den Arbeitgeber und Anwendungsgrundsätze für 
den Einführungszeitraum 2013 
Bundesministerium der Finanzen, IV C 5 - S-2363 / 07 / 0002-03, Schreiben (koordinierter Länderer-
lass) vom 02.10.2012 

In seinem Schreiben (Entwurf) vom 2.10.2012 bestimmt das Bundesministerium der Finanzen den 1. 
November 2012 als Starttermin für das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM). Ab diesem Zeitpunkt können die Arbeitgeber die ELStAM der Arbeitnehmer mit Wirkung ab 
dem 1. Januar 2013 abrufen. 

 


